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NeueLeitplanken für IV-Detektive
Missbrauch Sozialversicherungen sollenwiederDetektive einsetzen dürfen, umBetrüger zu entlarven.
Die Regeln dazu sind denVersicherungen jedoch zu streng. Behindertenverbände sehen das ganz anders.

Maja Briner

DetektivebeobachtetendieFrau
heimlich, wie sie mit dem Hund
spazierengingundAuto fuhr. Sie
sollten im Auftrag einer Unfall-
versicherung herausfinden, ob
dieFrau tatsächlichnicht arbeits-
fähig ist. Diese wehrte sich je-
dochgegendieObservation –und
erhielt recht: Der Europäische
Gerichtshof fürMenschenrechte
urteilte letzten Herbst, dass die
gesetzlicheGrundlage für solche
Überwachungen fehlt. Der Bun-
desrat will diese nun schaffen:
Künftig soll imGesetz verankert
werden, dass Sozialversicherun-
gen Personen überwachen dür-
fen,wenneinkonkreterVerdacht
besteht undandereAbklärungen
aussichtslos wären.

Doch der Gesetzesentwurf
stösst auf Widerstand. Aus Sicht
von Agile.ch, dem Dachverband
der Behinderten-Selbsthilfe in
der Schweiz, kommt der Schutz
der Versicherten darin zu kurz.
Bezüger von Sozialversicherun-
gen hätten nach der Gesetzesre-
visionweniger Verfahrensrechte
als «zumBeispielMörder,Diebe
oderAngehörigevonkriminellen
Banden», schreibt die Organisa-
tion in ihrer Vernehmlassungs-
antwort.

Betroffenesollen
angehörtwerden

Konkret kritisiert Agile.ch etwa,
dass Personen auch in einem
nicht öffentlichen Bereich über-
wacht werden dürfen – solange
dieser «von einemallgemein zu-
gänglichenOrt aus frei einsehbar
ist», wie es im Gesetzesentwurf
heisst. «Das geht zu weit», sagt
Ursula Schaffner von Agile.ch.
DerVerband fordert zudem,dass
die überwachte Person gleich
nachderObservationdarüber in-
formiert wird und sich zu den
Vorwürfen äussern kann.

Schaffner sieht die Observa-
tionen grundsätzlich kritisch.
«Das wird aufgeplustert», sagt
sie.«Stattdessenwürdemanbes-
ser in genügend gut ausgebilde-

tes Personal investieren.» Die
Versicherungen wiederum weh-
ren sich gegen eines zu engen
Korsetts: Sie möchten den Rah-
men für die Observationen
weiterstecken. Die kantonalen
Ausgleichskassen und die IV-
Stellen-Konferenz fordern, dass
Überwachungen länger möglich
sein sollen.DerBundesratmöch-
te diese aufmaximal 20Tage in-
nerhalb von drei Monaten be-
grenzen. Monika Dudle, Präsi-
dentin der IV-Stellen-Konferenz
und Leiterin der IV-Stelle Nid-
walden, sagt: «Eskann inEinzel-
fällen sein, dass diese Zeit nicht
reicht.»AuchderSchweizerische
Versicherungsverband und die
Unfallversicherung Suva verlan-

gen eine längere Frist. «Wenn
beispielsweise eine verdächtige
Person länger ins Ausland ver-
reist, sind drei Monate sehr
knapp», sagt Roger Bolt, bei der
Suva zuständig für die Miss-
brauchsbekämpfung.

Überwachung
mitGPS-Trackern?

Umstritten ist, welcheMittel die
Detektive einsetzen dürfen. Der
Bundesratwill ihnen lediglicher-
lauben, Bildaufnahmen zu ma-
chen. Die IV-Stellen-Konferenz
will auch andere technische
Hilfsmittel verwenden wie zum
BeispielGPS-Tracker.Diesekön-
nenaneinemAutobefestigtwer-
den, umsodenStandort zuüber-

wachen. Ob diese erlaubt wer-
den, muss das Parlament
entscheiden – und zwar mögli-
cherweise noch dieses Jahr. Für
die Versicherungen drängt die
Zeit.DieSuva,die seit demUrteil
desGerichtshofs auf denEinsatz
von Detektiven verzichtet, be-
grüsst es sehr, dassderBundesrat
rascheinenVorschlag für einege-
setzlicheRegelungaufdenTisch
gelegthat.«Wirhoffen,dass es in
diesemTempoweitergeht», sagt
Bolt. Auch die IV-Stellen-Konfe-
renzpocht auf ein raschesVorge-
hen. «Aus unserer Sicht ist es
dringlich, dass fürObservationen
rasch eine rechtliche Grundlage
geschaffen wird», sagt Monika
Dudle. Zwar gibt es fürdie IVbe-

reits heute eine gesetzlicheBasis
für Observationen. Doch diese
werde seit dem Urteil von man-
chen Anwälten in Frage gestellt,
sagtDudle.«DieVerunsicherung
führt dazu, dass immer weniger
Versicherungen Observationen
durchführen.»

Das könnte auch finanzielle
Folgen haben. 2016 hat die IV
dank Observationen 180 Fälle
von Versicherungsmissbrauch
aufgedeckt.MonikaDudle versi-
chert: «Wer sich korrekt verhält,
muss auch nichts befürchten.»
Und sie betont: Sozialversiche-
rungsmissbrauch sei keineBaga-
telle, sondern seit Oktober ein
Straftatbestand, der sogar zur
Ausweisung führen kann.

WenigerAktivismus imParlament
Ratsbetrieb DieNational- und Ständeräte haben sich zuletzt beimEinreichen vonVorstössen etwas stärker

zurückgehalten. Gerade dieNeuen bekunden aber nachwie vorMühemit der Selbstbeschränkung.

Die Bundesparlamentarier wen-
den immer mehr Zeit für ihr
Mandatauf –das ist eineErkennt-
nis ausder StudiederUniversität
Genf, die vergangeneWoche pu-
bliziert wurde. Die steigende
Arbeitslast haben sich dieNatio-
nal- undStänderäte zueinemTeil
selber zuzuschreiben. Denn sie
reichen deutlich mehr Vorstösse
ein als noch vor ein paar Jahren.
2006 deponierten die Volksver-
treter weniger als 1400 Fragen,
Interpellationen, Postulate und
Motionen, acht Jahre später wa-
ren es fast 2100.

Nicht in jedemFall erschlies-
sen sich Sinn und Zweck sowie
Dringlichkeit des Anliegens. In
der laufenden Sommersession
beschäftigt sich der Nationalrat
etwamit folgender Frage: Sollen
pensionierte Zöllner undGrenz-
wächter, die im Fürstentum
Liechtenstein wohnen, der Do-
mizilbesteuerungunterstelltwer-

den? Dies fordert der grüne Na-
tionalrat Louis Schelbert (LU).

72Vorstösse innicht
einmal zwei Jahren

In den vergangenen Jahren wur-
den mehrere «Vorstösse gegen
die Vorstoss-Flut» lanciert. Das
Parlament sah aber stets davon
ab, sich bei einem seiner wich-
tigsten Handlungsinstrumente
selber Fesseln anzulegen. Doch
es scheint, als verfügten die bei-
den Kammern über Selbstheil-
kräfte: Trotz des Verzichts auf
einschränkende Bestimmungen
ist die Zahl der Vorstösse in den
letztenbeiden Jahrennämlichzu-
rückgegangen (sieheGrafik).

Der Politikwissenschafter
Marc Bühlmann von derUniver-
sität Bern hält es für denkbar,
dass die Diskussion über die ne-
gativenFolgendesparlamentari-
schen Aktivismus – hoher Pen-
denzenberg, Kosten – zu einem

wachsenden Problembewusst-
sein bei den National- und Stän-
deräten geführt hat. Bühlmann
gibt aber zubedenken, dass zwar
die Zahl der Motionen und Pos-
tulate auf das Niveau von vor
zehn Jahren zurückgegangen ist.
«Gleichzeitig wurden abermehr
parlamentarische Initiativenein-
gereicht.» Im vergangenen Jahr
griffen die Parlamentarier 106-
mal zum stärksten Instrument,
das ihnen zur Verfügung steht.
Das ist eine Zunahme von rund
einemDrittel gegenüber 2014.

Bühlmann und seine Mit-
arbeiter haben aufgezeigt, dass
neugewählte Volksvertreter be-
sonders aktivistisch sind.Mit zu-
nehmendem Amtsalter verrin-
gert sich dann die Zahl der Vor-
stösse.Die zweifelhafteEhredes
vorstosswütigsten Parlamenta-
riers der laufenden Legislatur
kommtdennauchdemRatsneu-
lingClaudeBéglé zu.DerWaadt-

länder CVP-Nationalrat hat in
weniger als zwei Jahren bereits
72 Vorstösse formuliert. Hinter
Béglé folgt mit Jean-Luc Addor
(SVP/VS) ein weiterer Neuling
(61 Vorstösse).

AufParlamentarierwieBéglé
undAddor zielt eineparlamenta-
rische Initiative von BDP-Natio-
nalrat Bernhard Guhl. Der Aar-

gauer will sicherstellen, dass
Vorstösse schneller in den Rat
kommen. Guhl stört sich daran,
dass viele Vorstösse abgeschrie-
ben werden, weil sie zwei Jahre
nach der Einreichung noch im-
merhängig sind. Inder laufenden
Legislatur wurden so 145Motio-
nen beerdigt, wie die Parla-
mentsdiensteaufAnfragemittei-
len. «Ein möglicher Ansatz
wäre, dass jeder Parlamentarier
höchstens 16 Vorstösse pro Jahr
einreichen darf», sagt Guhl.
«Oder dass ein Vorstoss nur ein-
gereicht werden kann, wenn er
von mindestens 20 Parlamenta-
riern unterzeichnet wurde.»

Guhls Vorschläge sind kaum
mehrheitsfähig. Das Parlament
dürfte an seinerEigenverantwor-
tung festhalten – sofern der Vor-
stossüberhaupt zurAbstimmung
kommt.

Tobias Bär

Fotografieren erlaubt: Detektive sollen mutmassliche Versicherungsbetrüger heimlich beschatten dürfen. Bild: Nana do Carmo

Umstrittene
Soforthilfe für
dieWasserkraft

Energie DerNationalrat hat ges-
tern mit den Beratungen über
denUm- undAusbau der Strom-
netze begonnen und erste Ent-
scheide gefällt. Mit dem Gesetz
will derBundesrat die Leitungen
fürdieEnergiewendefitmachen.
Unter anderem sollen die Bewil-
ligungsverfahren optimiert wer-
den. Auch wird geregelt, wann
die Leitungen in den Boden ver-
legt werden. Im Nationalrat war
dieseFrageumstritten.Mit94zu
90Stimmenbeschloss er, imwe-
sentlichen Punkt Bundesrat und
Ständerat zu folgen. Künftig soll
das Verteilnetz imBoden verlegt
werden,wenndas technischund
betrieblich möglich ist und die
Mehrkosten gegenüber einer
Freileitung nicht zu hoch sind.

Weitere Entscheide wird der
Nationalratheute fällen.Umstrit-
ten sind vor allem Massnahmen
zur Unterstützung der Wasser-
kraftwerke.DieEnergiekommis-
siondesNationalrates ist derAuf-
fassung, solchebrauchees rasch.
Sie will deshalb neue Regeln in
die Vorlage über den Um- und
AusbauderStromnetzeeinbauen.
Damit reagierte sieaufeinenEnt-
scheid des Ständerates. Dieser
will Stromunternehmen wieder
erlauben, die Kosten der Eigen-
produktion vollständig den ge-
bundenenKunden in derGrund-
versorgung anzulasten.

DieNationalratskommission
bevorzugt eine andere Lösung:
Verbraucher inderGrundversor-
gung sollen nur noch Strom aus
Wasserkraft erhalten. Was dies
HaushalteundKMUkostenwür-
de, wurde aber nicht abgeklärt.
Zudemgabesnie eineVernehm-
lassung,was aufKritik stiess. Ein
Teil desNationalratesmöchtedie
Kritik berücksichtigen und die-
sen Teil der Vorlage an die Kom-
mission zurückweisen. Auf An-
hieb klinge der Vorschlag der
Kommission zur Unterstützung
der Wasserkraft zwar sympa-
thisch, sagte Christian Imark
(SVP/SO) inderEintretensdebat-
te.DochniemandkennedieKos-
tenauswirkungenaufdenkleinen
Konsumenten. «Das ist einfach
keine seriösePolitik», soderNa-
tionalrat. (sda)

Ständerat gegen
Steuerbefreiung

Geldspielgesetz Lottomillionä-
re sollen ihrenGewinnweiterhin
versteuern müssen. Anders als
Nationalrat und Bundesrat, will
der StänderatGewinneausGeld-
spielen nicht generell von der
Steuer befreien.Die kleineKam-
merhatbei der zweitenBeratung
desGeldspielgesetzes gesternan
ihrem früheren Beschluss fest-
gehalten. Sie folgte mit 30 zu 12
Stimmen ihrer vorberatenden
Rechtskommission. Demnach
sollen nur Gewinne von unter
einer Million Franken von den
Steuern befreit werden. Casino-
Gewinne sind bereits heute von
denSteuernbefreit.Gewinnevon
mehr als 1000 Franken aus
SportwettenundLotteriemüssen
dagegen versteuert werden. Jus-
tizministerin Simonetta Somma-
ruga begründete die bundesrät-
liche Position mit dem Anreiz
für Spielende,mit ausländischen
Spielen steuerfreie Gewinne zu
machen. Die Steuerbefreiung
machedenSchweizerGeldspiel-
markt konkurrenzfähiger gegen-
über demAusland. (sda)

Höhepunkt im Jahr 2014

Eingereichte Vorstösse
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